PAGE  

[image: image1.wmf]
[image: image2.wmf]
[image: image3.wmf]
Vorbemerkungen

Diese Sammlung von Formulierungsvorschlägen für Scheidungskonventionen ist in erster Linie als  Arbeitsinstrument für die Praktikerinnen und Praktiker gedacht. Aufgebaut nach dem „Bausteinprinzip“, beinhaltet sie eine thematisch gegliederte Auswahl von möglichen Formulierungen. Die neuen Rechtschreiberegeln werden nur teilweise befolgt. Zu jedem Kapitel einer Scheidungs- oder Trennungskonvention finden sich Textvarianten, die nach den Bedürfnissen des Einzelfalles ausgewählt und angepasst werden sollen. Das Schwergewicht der Formulierungsvorschläge liegt bei den im neuen Scheidungsrecht neu geregelten Themenkreisen. Im Güterrecht wurden beispielsweise nur die gebräuchlichsten Klauseln aufgeführt.

Dass eine Formulierungsvariante in diese Sammlung aufgenommen wurde, bedeutet nicht, dass jedes Mitglied unserer Arbeitsgruppe die betreffende Formulierung auch persönlich empfehlen und vorbehaltlos verwenden möchte. Manche Texte wurden trotz Vorbehalten einzelner Arbeitsgruppenmitglieder aufgenommen. In jedem Fall bleibt es Sache der Benützerinnen und Benützer dieser Sammlung, die den konkreten Umständen entsprechende Konvention zusammenzustellen.

Nicht aufgenommen haben wir Formulierungsvorschläge, die uns klar als „nicht genehmigungsfähig“ schienen. Umgekehrt kann unsere Arbeitsgruppe keine Gewähr dafür übernehmen, dass sämtliche vorliegenden Textbausteine von allen Gerichten auch vorbehaltlos akzeptiert werden. Einerseits besteht heute noch keine gesicherte Gerichtspraxis zur Anwendung des revidierten, am 1. Januar 2000 in Kraft tretenden Scheidungsrechts. Zum anderen kann sich auch eine aus an sich zulässigen Textbausteinen zusammengesetzte Konvention insgesamt als unangemessene und damit nicht genehmigungsfähige Lösung erweisen. Das revidierte Scheidungsrecht ist in mancher Hinsicht nicht einfacher als das bisherige Recht.

Das Copyright für diese Sammlung liegt beim Zürcher Anwaltsverband (ZAV).
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Rubrum für die Konvention
VEREINBARUNG/SCHEIDUNGSKONVENTION

(TRENNUNGSKONVENTION)

zwischen

Vorname/Name, 

geb., von (Heimat-, nicht Geburtsort), Beruf, whft. (Adresse)

(evt. Religion, AHV-Nr. etc.)

Gesuchsteller/in

                                                                                                      Ehemann/-frau

und

Vorname/Name, 

geb., von (Heimat-, nicht Geburtsort), Beruf, whft. (Adresse)

(evt. Religion, AHV-Nr. etc.)

Gesuchsteller/in

                                                                                                      Ehemann/-frau

betreffend Ehescheidung

(betreffend Ehetrennung)

1. Gemeinsames Scheidungsbegehren mit voll​stän​diger Einigung (Art. 111 ZGB)

ev. Hinweis auf die Wahl des Gerichtsstandes:

· Die Eheleute vereinbaren als zuständiges Gericht für die Scheidung das Bezirksgericht am Wohnsitz der Ehefrau/des Ehemannes.

Hauptantrag:

· Die Eheleute verlangen gestützt auf Art. 111 ZGB gemeinsam die Scheidung ihrer Ehe. Über die Scheidungsfolgen haben sie die folgende umfassende Einigung erzielt: ......

ev. deklaratorischer Hinweis auf die fehlende Bindung an die Vereinbarung:

· Den Eheleuten ist bewusst, dass sie an diese Vereinbarung erst gebunden sind, wenn sie von ihnen im Sinne von Art. 111 Abs. 1 ZGB in einer ersten Anhörung vor Gericht und erneut im Sinne von Art. 111 Abs. 2 ZGB zwei Monate später bestätigt wurde.

ev. Regeln für den Fall der Nichtgenehmigung durch das Gericht

Variante 1: ganze Vereinbarung fällt dahin

· Genehmigt das Gericht einen Teil oder mehrere Teile dieser Vereinbarung nicht, sind die Eheleute auch nach erfolgter Bestätigung im Sinne von Art. 111 Abs. 2 ZGB an die anderen Teile der Vereinbarung über die Scheidungsfolgen ebenso wie an das gemeinsame Scheidungsbegehren nicht mehr gebunden. 

Variante 2: nur gemeinsames Scheidungsbegehren bleibt bestehen

· Genehmigt das Gericht einen oder mehrere Teile dieser Vereinbarung über die Scheidungsfolgen nicht, sind die Eheleute an die anderen Teile der Vereinbarung auch nach erfolgter Bestätigung im Sinne von Art. 111 Abs. 2 ZGB nicht mehr gebunden. Die Eheleute verlangen jedoch auch in diesem Falle gemeinsam die  Scheidung der Ehe und ersuchen das Gericht in diesem Falle, die Vereinbarung als Teileinigung im Sinne von Art. 112 ZGB zu behandeln.

Variante 3: gemeinsames Scheidungsbegehren und einzelne Scheidungsfolgen bleiben bestehen

· Genehmigt das Gericht einen oder mehrere Teile dieser Vereinbarung über die Scheidungsfolgen nicht, verlangen die Eheleute weiterhin gemeinsam die  Scheidung der Ehe und ersuchen das Gericht, die Vereinbarung als Teileinigung im Sinne von Art. 112 ZGB zu behandeln, wobei die Eheleute an die Regeln der Vereinbarung über ....... (z.B. die Kinderbelange; den nachehelichen Unterhalt; die berufliche Vorsorge; das Güterrecht......) gebunden bleiben, es sei denn, die Nichtgenehmigung beziehe sich auf diese Punkte selbst. In den übrigen Punkten der Vereinbarung über die Scheidungsfolgen sind die Eheleute auch nach erfolgter Bestätigung im Sinne von Art. 111 Abs. 2 ZGB nicht mehr gebunden.

Variante für Ehetrennung

· Die Gesuchsteller beantragen/verlangen gemeinsam die Trennung ihrer Ehe nach Art. 117 in Verbindung mit Art. 111 ZGB.

2. Gemeinsames Scheidungsbegehren mit Teileinigung (Art. 112 ZGB)

ev. Hinweis auf die Wahl des Gerichtsstandes: wie bei vollständiger Einigung

Hauptantrag:

Variante 1: minimale Einigung auf gemeinsamen Scheidungsantrag

· Die Eheleute verlangen gestützt auf Art. 112 ZGB gemeinsam die Scheidung ihrer Ehe. Bezüglich der Scheidungsfolgen werden sie an der Hauptverhandlung je eigene Anträge stellen.

Variante 2: Einigung auf gemeinsamen Scheidungsantrag und einzelne Scheidungsfolgen

· Die Eheleute verlangen gestützt auf Art. 112 ZGB gemeinsam die Scheidung ihrer Ehe. Ueber die Scheidungsfolgen haben sie eine Teileinigung erzielt. Wo keine Einigung zustandegekommen ist, nämlich bezüglich .......... (z.B. der Kinderbelange; des nachehelichen Unterhalts; der beruflichen Vorsorge; des Güterrechtes .........) werden sie an der Hauptverhandlung je eigene Anträge stellen. Die Teileinigung lautet wie folgt:.............

ev. deklaratorischer Hinweis auf die fehlende Bindung an die Vereinbarung: wie bei vollständiger Einigung

ev. Regeln für den Fall der Nichtgenehmigung durch das Gericht: analog der vollständigen Einigung

Variante für Ehetrennung:

· Die Gesuchsteller beantragen/verlangen gemeinsam die Trennung ihrer Ehe nach Art. 117 i.V.m. Art. 112 ZGB und ersuchen das Gericht um Genehmigung ihrer Teilvereinbarung und Regelung der übrigen Trennungsfolgen durch gerichtlichen Entscheid.

3. Elterliche Sorge (Art. 133 ZGB)

Variante 1: Zuteilung der elterlichen Sorge an einen Elternteil
· Die Eltern beantragen, es seien die aus ihrer Ehe hervorgegangenen Kinder

geb. ..., sowie

geb. ...,

unter die elterliche Sorge der Mutter zu stellen.

Zusätzliche Vereinbarungsmöglichkeiten zu Variante 1

Die Mutter erklärt sich bereit, die aus der elterlichen Sorge fliessenden Befugnisse, wenn immer möglich, im Einvernehmen mit dem Vater auszuüben.

Insbesondere wird sie den Vater über die Entwicklung der Kinder regelmässig informieren und wichtige, die Kinder betreffende Entscheidungen wie Wahl der Schule, Nachhilfe‑ und Stützunterricht, Ausbildungsrichtung, Berufswahl, Abschluss von Lehrverträgen, medizinische Eingriffe von einiger Tragweite und anderes mit ihm zu besprechen.

oder:

Die Mutter verpflichtet sich, den Vater vor wichtigen Entscheidungen hinsichtlich der Lebensgestaltung sowie Pflege und Erziehung jedes Kindes zu konsultieren sowie auf seine Meinung angemessen Rücksicht zu nehmen.

Ausserdem verpflichtet sie sich, den Vater von wichtigen Anlässen (Schulbesuchstag, Elternabend, etc.) rechtzeitig in Kenntnis zu setzen und ihm jeweils Kopien der Schulzeugnisse der Kinder zukommen zu lassen.

· Die Eltern haben Kenntnis vom Recht des Vaters, sich bei den Lehrkräften und weiteren, mit der Ausbildung, Pflege und Betreuung der Kinder befassten Personen sowie bei Ärzten und Therapeuten über die Kinder zu erkundigen.

Variante 2: Gemeinsame elterliche Sorge

Variante 2.1.

· Die Kinder ... geb. ... , sollen im Sinne von Art. 133 Abs. 3 ZGB unter der elterlichen Sorge beider Gesuchsteller belassen werden.

Variante 2.2.

· ... und ... beantragen, es sei ihnen die gemeinsame elterliche Sorge über ihre Kinder..., geb.... und ..., geb... zu belassen.

· ... und ... werden bei der Mutter leben (eventuell weitere Präzisierung) und dort ihren Wohnsitz haben. Die Eltern haben sich auf eine gemeinsamen Betreuungsplan der Kinder geeinigt, der dieser Vereinbarung beigefügt ist.

Variante 2.3.

· Die Eltern wollen auch nach ihrer Scheidung die Verantwortung für ihre Kinder gemeinsam tragen und auch zukünftig je nach ihren Kräften und Möglichkeiten in zeitlicher und finanzieller Hinsicht für die Bedürfnisse der Kinder aufkommen. Sie beantragen dem Gericht deshalb, ihnen die gemeinsame elterliche Sorge bezüglich ihrer Kinder..., geb. am ... und ..., geb. am ... zu belassen.
Variante 2.4.: Gemeinsame elterliche Sorge/Obhutszuteilung

· Die Kinder ... und ... seien unter der elterlichen Sorge beider Ehegatten zu belassen.

· Die Obhut, d.h. das Recht über den Aufenthaltsort der Kinder zu bestimmen, sei ... zuzuteilen.

Bemerkung:

Sind Ersatzregelungen für den Konfliktfall vorzusehen?

· Breitschmid (Referat für Tagung SJW 17./18. September 1998, S. 31) vertritt diese Auffassung entschieden. Dagegen sprechen nach Auffassung der Arbeitsgruppe verschiedene gewichtige Gesichtspunkte:

-
Der Elternteil, dem die Kinderobhut nicht zugeteilt wird, ist im Konfliktfall erpressbar. 

· Geringere Motivation im Konfliktfall zur Suche nach einvernehmlichen Lösungen.

· Die Vielfalt der möglichen Konfliktursachen ist nicht abschliessend voraussehbar, weshalb auch nicht im voraus die dem Kindeswohl im Konfliktfall angemessene Ersatzregelung abschliessend getroffen werden kann. 

· Wer entscheidet, wann im Konfliktfall der Zeitpunkt für den Wechsel zur Ersatzlösung gegeben ist?

Hinweis für Ehetrennung

· Bei Ehetrennungen kann das Sorgerecht beiden Eltern belassen und nur die Obhut für die Kinder neu geregelt werden (alleinige Obhut eines Elternteils oder gemeinsame/geteilte Obhut beider Eltern). Vgl. Art. 297 Abs. 2 ZGB. 

4. Kinderanhörung (Art. 144 ZGB)

Variante 1

· Die Eltern beantragen dem Gericht übereinstimmend und in Absprache mit dem Kind ... / den Kindern ... und ... (ODER: mit der ausdrücklichen Zustimmung des Kindes ... / der Kinder ... und ...) den Verzicht auf eine Kinderanhörung, da das Kind ... / die Kinder ... und ... in die Mediationsgespräche bei ...... einbezogen worden sind. 

Eventuell: Datum und Unterschrift des Kindes

Variante 2

· Die Eltern ersuchen das Gericht, angesichts des Alters der Kinder und gestützt auf Art. 144 Abs. 2 ZGB auf die Anhörung der Kinder zu verzichten.

Variante 3

· Die Eltern ersuchen das Gericht, unter Hinweis auf das beiliegende Schreiben des Schulpsychologen ... auf die Anhörung der/des Kinder/Kindes zu verzichten.
Variante 4

· Die Eltern beantragen dem Gericht, die persönliche Befragung der Kinder ... und ... im Interesse der Kinder Frau/Herr ... zu übertragen, bei der/dem die Kinder seit ... in psychologischer Betreuung stehen und zu welcher Person sie Vertrauen gefasst haben.
5. Besuchsrecht/Kinderbetreuung (Art. 133 ZGB)

Variante 1: Zuteilung der elterlichen Sorge an einen Elternteil

Variante 1.1.

· Die Eltern und die Kinder einigen sich im direkten Gespräch über die Gestaltung des gegenseitigen Anspruches der Kinder und des Vaters auf angemessenen persönlichen Verkehr.

· Falls eine Einigung nicht zustande kommt, gilt die folgende Regelung:


--  Dem Vater einerseits und den Kindern andererseits steht das Recht auf persönlichen Verkehr wie folgt zu:



-
an Wochenenden gerader Kalenderwochen (evtl. konkretisieren: von Samstagmorgen, 10:00 Uhr, resp. nach Schulschluss, bis Sonntagabend, 20:00 Uhr);



-
in Jahren mit gerader Jahreszahl über Ostern (evtl. konkretisieren: Karfreitagmorgen, 10:00 Uhr, bis Ostermontagabend, 20:00 Uhr) sowie in Jahren mit ungerader Jahreszahl über Pfingsten (evtl. konkretisieren: ab Pfingstsamstag, 10:00 Uhr, resp. nach Schulschluss, bis Pfingstmontagabend, 20:00 Uhr) und Weihnachten (evtl. konkretisieren) sowie über Neujahr (evtl. konkretisieren).


--
Weiter steht dem Vater einerseits und den Kindern anderseits das Recht auf persönlichen Verkehr während ... Wochen Ferien im Jahr zu;



Der Vater teilt der Mutter mindestens 3 Monate im Voraus schriftlich mit, wann er sein Ferienbesuchsrecht ausüben wird. Er hat dabei auf die Ferientermine der Mutter Rücksicht zu nehmen, sofern ihm diese vorgängig bekannt gegeben worden sind.

· Können sich die Eltern über die Kompensation von ausgefallenen Besuchsrechten nicht einigen, gilt folgende Regelung:


--
Ausgefallene Besuchsrechte können nachgeholt werden, wenn der Grund für den Ausfall bei der Inhaberin der elterlichen Sorge liegt / nicht beim Vater liegt.


--
Liegt der Grund für den Ausfall beim Vater, so wird er für dadurch entstandenen Betreuungsaufwand und für weitere Auslagen entschädigungspflichtig, sofern er nicht eine anderweitige Betreuung durch eine dem Kind vertraute Drittperson organisiert.

· Die mit der Ausübung des persönlichen Verkehrs verbundenen Kosten übernimmt der Vater.

Variante 1.2.

· Der Gesuchsteller sei berechtigt zu erklären, das Kind auf eigene Kosten


-
jeweils am 2. Wochenende eines jeden Monats;


-
am zweiten Tag der Doppelfeiertage Weihnachten und Neujahr sowie in geraden Jahren von Ostersamstag bis und mit Ostermontag und in ungeraden Jahren von  Pfingstsamstag bis und mit Pfingstmontag auf eigene Kosten zu sich oder mit sich auf Besuch zu nehmen.


Ausserdem sei der Gesuchsteller berechtigt zu erklären, das Kind nach Eintritt in die Schulpflicht während der Schulferien für die Dauer von ... Wochen pro Jahr auf eigene Kosten zu sich oder mit sich in die Ferien zu nehmen.


Der Gesuchsteller sei zu verpflichten, die Ausübung des Ferienbesuchsrechts mindestens drei Monate im voraus anzumelden beziehungsweise mit der Gesuchstellerin abzusprechen.


Über ein weitergehendes Besuchsrecht verständigen sich die Gesuchsteller unter Berücksichtigung der Wünsche der Kinder.

Variante 1.3.
· Auf die ausdrückliche Regelung des Besuchsrechtes sei in Anbetracht des fortgeschrittenen Alters des Kindes zu verzichten.

Variante 2: Gemeinsame elterliche Sorge

Variante 2.1.
· Die Parteien haben sich auf folgenden Betreuungsplan der Kinder geeinigt:

· ... betreut die Kinder jedes zweite Wochenende von Freitag, 17:00 Uhr, bis Sonntag 19:00 Uhr;

· ... betreut die Kinder je zwei Mittagessen ab Schulschluss der Kinder bis zum Schulbeginn der Kinder pro Woche;

· ... betreut die Kinder während der Hälfte der Schulferien. Die Eheleute verständigen sich über die Daten, an denen die Kinder während den Schulferien von ... betreut werden je drei Monate im Voraus;

· Der Ehemann betreut die Kinder je am zweiten Tag der Doppelfeiertage Weihnachten und Neujahr sowie alternierend mit der Ehefrau entweder an Ostern oder an Pfingsten;

· Während der übrigen Zeit werden die Kinder von ... betreut.

· Eine Änderung der Betreuungszeiten auf einvernehmlicher Basis und unter Rücksichtnahme auf die Interessen und Bedürfnisse aller Familienmitglieder bleibt vorbehalten.

· Können sich die Eltern über die Kompensation von ausgefallenen Besuchsrechten nicht einigen, gilt folgende Regelung:

· ausgefallene Besuchsrechte können nachgeholt werden, wenn der Grund für den Ausfall bei der Inhaberin der elterlichen Sorge liegt/nicht beim Vater liegt;

· liegt der Grund für den Ausfall beim Vater, so wird er für dadurch entstandenen Betreuungsaufwand und für weitere Auslagen entschädigungspflichtig, sofern er nicht eine anderweitige Betreuung durch eine dem Kind vertraute Drittperson organisiert.


oder:


Kommt der Vater der Betreuungsaufgabe gemäss vorgesehener Ziff. ... nicht nach, so erhöht sich der nachstehend festgelegte Unterhaltsbeitrag um Fr. ... monatlich pro Kind.

· Jeder Elternteil übernimmt die während des Zusammenlebens mit den Kindern auf seiner Seite anfallenden Kosten, wie Wohnung, Einrichtung, Essen, Ferien, etc., vorbehältlich der Unterziffer ... aufgeführten Regelung betreffend die Unterhaltsbeiträge für die Kinder.

· Der Vater verpflichtet sich, während der Zeit, da er die Kinder gemäss obenstehenden Varianten ... betreut, dafür zu sorgen, dass die Kinder die Schularbeiten und Prüfungsvorbereitungen erledigen und er verpflichtet sich, die Kinder dabei zu unterstützen.

Variante 2.2.

· Die Gesuchsteller haben sich über ihre Anteile an der Betreuung der Kinder in einer separaten Elternvereinbarung verständigt. Diese Vereinbarung ist integrierender Bestandteil dieses Urteils und im Anhang beigeheftet (vgl. Elternvereinbarungsmuster, die am Schluss der Musterkonventionsvorlagen beiliegen).

6. Kinderunterhalt (Art. 133 ZGB)

Variante 1: Elterliche Sorge bei einem Elternteil 
· Der Gesuchsteller verpflichtet sich, an die Kosten des Unterhalts und der Erziehung des Kindes monatlich im voraus jeweils auf den Ersten eines jeden Monats zahlbare (und, ab Verfall zu 5% verzinsliche) Unterhaltsbeiträge zuzüglich allfälliger gesetzlicher oder vertraglicher Kinderzulagen wie folgt zu bezahlen:

· Fr. ... ab Rechtskraft des Scheidungsurteils bis ...

· Fr. ... von ... bis ... 

· Fr. ... von ... bis ... 

· Fr. ... von ... bis zum ordentlichen Abschluss einer angemessenen Erstausbildung des Kindes, auch über die Mündigkeit hinaus, bis zum 20. Altersjahr des Kindes, zahlbar an die Gesuchstellerin, solange das Kind in deren Haushalt lebt und nicht eigene Ansprüche an die Gesuchsteller geltend macht.

· Den Gesuchstellern ist bekannt, dass die Kinder Anspruch auf Unterhalt ihnen gegenüber auch über die Mündigkeit, bzw. das 20. Altersjahr hinaus geltend machen können, wenn sie dann noch in Ausbildung sind (Art. 277 Abs. 2 ZGB).



   oder:

· Fr.    von ... bis zur Mündigkeit, längstens bis zur vollen Erwerbsfähigkeit der Kinder (Art. 277 Abs. 2 ZGB bleibt vorbehalten).

· Die Unterhaltsbeiträge für die Kinder werden nach Massgabe von Ziff. ... an die Teuerung angepasst.

· Bei einer dauerhaften und erheblichen Aenderung der Betreuungszeit durch den Gesuchsteller, die sich auf die Erwerbsfähigkeit der Gesuchstellerin auswirkt, bleibt eine Erhöhung der Kinder - und/oder der Ehegatten - Unterhaltsbeiträge ausdrücklich vorbehalten. Als erheblich gilt eine Aenderung im Umfang eines halben Werktages.

Variante 2: Gemeinsame elterliche Sorge

Variante 2.1.

· ... verpflichtet sich, ... an den Unterhalt der Kinder folgende Unterhaltsbeiträge zu bezahlen:

· Fr. ... zuzüglich Kinderzulagen bis zum vollendeten 6. Altersjahr;

· Fr. ... zuzüglich Kinderzulagen ab 7. Altersjahr bis zum vollendeten 12. Altersjahr;

· Fr. ... zuzüglich Kinderzulagen ab 13. Altersjahr bis zur Mündigkeit.

· Diese Unterhaltsbeiträge sind je auf den ersten eines jeden Monats zahlbar, erstmals ab Eintritt der Rechtskraft des Scheidungsurteils bis zur Mündigkeit, längstens bis zur vollen Erwerbsfähigkeit der Kinder (Art. 277 Abs. 2 ZGB bleibt vorbehalten). 

oder:


... wird die Unterhaltsbeiträge für die Kinder über deren Mündigkeit hinaus weiterhin ... zuhanden der Kinder überweisen, solange sich diese in einer angemessenen Erstausbildung befinden, bei ... wohnhaft sind und nicht selbstständig Ansprüche an ... aus Art. 277 Abs. 2 ZGB geltend machen.

· Ausserordentliche Kosten für die Kinder tragen ... und ... über diese Regelung hinaus gemeinsam nach ihren finanziellen Möglichkeiten, wobei ... bei gegenüber heute unveränderter finanzieller Situation jeweils mindestens die Hälfte bezahlt.

· Die Berechnung der obengenannten Unterhaltsbeiträge erfolgte gestützt auf den obengenannten Betreuungsplan. Sofern die tatsächliche Betreuungssituation wesentlich von dem vorgesehenen Betreuungsplan abweicht, kann eine Abänderung der genannten Unterhaltsbeiträge verlangt werden. Insbesondere hat ...  ... die Kosten zu ersetzen, die ihr durch den allfälligen Ausfall der Mittags-/Nachmittagsbetreuung der Kinder entstehen.

Variante 2.2.

· Der Vater verpflichtet sich, der Mutter an den Unterhalt der Kinder monatlich im voraus zahlbare Beiträge von Fr. ... zusätzlich Kinderzulage zu entrichten. Ausserdem zahlt er monatlich pro Kind Fr. ... auf das Konto jedes Kindes.

· Der ganze Unterhaltsbeitrag (Fr. ...) wird wie folgt an die Teuerung angepasst: (Indexklausel)
· Die Eltern sind sich bewusst, dass der Kinderunterhaltsbeitrag neu festgesetzt werden muss, wenn sich das Betreuungsmodell ändern sollte. Sie erklären für diesen Fall bereit, eine einvernehmliche Lösung zu suchen. Im übrigen gelten die im Kindesrecht vorgesehenen Abänderungsgründe für die Unterhaltsbeiträge von Kindern.

Variante 2.3.
· Die Eltern kommen gemeinsam und je nach ihren Kräften für die Kosten und den Unterhalt der Kinder auf.

· Im gegenwärtigen Zeitpunkt und unter Berücksichtigung der gegenwärtigen finanziellen Verhältnisse beider Eltern und der Bedürfnisse der Kinder vereinbaren sie, dass die Mutter ihre Unterhaltsleistung erbringt, indem sie die Kinder überwiegend betreut, kleidet und ernährt, während der Vater ‑ neben der persönlichen Betreuungsleistung und Ernährung gemäss der Regelung unter Ziff. ... bis ... ‑ der Mutter für jedes Kind monatlich im voraus auf den ersten jeden Monats Fr. ... zuzüglich Kinderzulagen bezahlt. Die Eltern sehen vor, dass dieser Beitrag an die Kosten der Kinder nach vollendetem .... Altersjahr auf Fr. ... zuzüglich Kinderzulagen steigen wird. 

· Ausserordentliche Kosten für die Kinder tragen die Eltern über diese Regeln hinaus gemeinsam nach ihren Möglichkeiten, wobei der Vater bei gegenüber heute unveränderter finanzieller Situation jeweils mindestens die Hälfte bezahlt, soweit nicht Dritte, insbesondere Versicherungen, für diese Kosten aufkommen.

· Die Unterhaltsbeiträge für die Kinder werden nach Massgabe von Ziff. ... an die Teuerung angepasst.

Variante 2.4.
· Die Auslagen im bisherigen Umfange für Krankenkasse, Versicherung, Zahnarzt, Drittbetreuung, Taschengeld, Kleider, Schulauslagen (Lager, Musikschule, Bücher, Vereinsbeiträge etc.), Freizeit, Sport u.ä. tragen die Eltern entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit und ihrem Anteil an der Betreuung der Kinder.

· Jeder Elternteil übernimmt die während des Zusammenlebens mit den Kindern auf seiner Seite anfallenden Kosten wie Wohnung, Einrichtung, Essen, Ferien etc..

· Falls sich die Eltern über die Kostenverteilung nach Ziffer ... nicht einigen können, gilt folgende Regelung:


Der Vater verpflichtet sich, der Mutter an die Kosten des Unterhaltes und der Erziehung je Kind die folgenden, jeweils auf den Ersten eines jeden Monates zum Voraus zahlbare (und, ab Verfall zu 5% verzinslichen) Unterhaltsbeiträge, zuzüglich allfällig vertraglich geregelter oder gesetzlicher Kinderzulagen, zu bezahlen:

· Ab Rechtskraft des Scheidungsurteils bis zum zurückgelegten 

8. Altersjahr: 







Fr. ...

· danach bis zum zurückgelegten 12. Altersjahr: 
Fr. ...

· danach bis zum zurückgelegten 16. Altersjahr: 
Fr. ...

· danach bis zur vollen Erwerbsfähigkeit, längstens 

bis zur Mündigkeit: 





Fr. ...


An ausserordentlichen Auslagen für die Kinder (z.B. für Zahnkorrekturen, schulische Fördermassnahmen, u.ä.) beteiligt sich der Vater zur Hälfte nach Vorlage der entsprechenden Rechnungen, soweit nicht Dritte, insbesondere Versicherungen, für diese Kosten aufkommen.


Der Vater wird die Unterhaltsbeiträge für die Kinder über deren Mündigkeit hinaus weiterhin der Mutter zuhanden der Kinder überweisen, solange sich diese in einer angemessenen Erstausbildung befinden, bei der Mutter wohnhaft sind und nicht selbständig Ansprüche aus Art. 277 Abs. 2 ZGB gegen die Eltern stellen.

· Die Unterhaltsbeiträge für die Kinder werden nach Massgabe von Ziffer ... an die Teuerung angepasst.

· Bei einer dauerhaften und erheblichen Änderung der Betreuungszeiten, die sich auf die Erwerbsfähigkeit eines Elternteils auswirkt, bleibt eine Erhöhung oder Verminderung der Kinderunterhaltsbeiträge ausdrücklich vorbehalten.

· Als erheblich gilt eine Änderung im Umfange eines halben Werktages. 

 AUTONUM  Regeln bei Streitigkeiten über Kinderbelange

· Die Eltern werden bei allfälligen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit den Kinderbelangen, insbesondere bei der Ausübung des persönlichen Verkehrs, im Interesse der Kinder möglichst rasch eine Lösung suchen und dies gegebenenfalls unter Beizug einer gemeinsam zu bestimmenden Drittperson. Falls sie sich über die zu konsultierende Person nicht einigen können, werden sie sich an das Jugendsekretariat am Wohnsitz der Kinder wenden.

 AUTONUM  Ehegattenunterhalt (Art. 125 ZGB)

Parteibezeichnungen

· Vorschläge: Scheidung auf gemeinsames Begehren: Gesuchsteller/Gesuchstellerin/Ehemann/Ehefrau/Sandra Müller/Max Müller. Scheidungsklagen: Kläger/Beklagter/Klägerin/Beklagte/ Partei/Parteien.

A. Unterhaltspflicht allgemein

Variante 1

· X. verpflichtet sich, Y. persönlich monatliche Unterhaltsbeiträge im Sinne von Art. 125 ZGB wie folgt zu bezahlen: 

Fr. ... ab Rechtskraft des Scheidungsurteils bis ... 

Fr. ... von da an bis ... 

Fr. ... von da an bis... 

zahlbar monatlich jeweils im voraus auf den Ersten jeden Monats.

Variante 2

· X verpflichtet sich, Y persönlich ab Rechtskraft des Scheidungsurteils bis und mit ... /für die Dauer von ... Jahren Unterhaltsbeiträge im Sinne von Art. 125 ZGB von Fr.... zu bezahlen zahlbar monatlich im voraus jeweils auf den Ersten jeden Monats.

Variante 3

· X verpflichtet sich zu persönlichen monatlichen Unterhaltsbeiträgen an Y. wie 
folgt:

Fr. ... ab Rechtskraft bis ..., und
Fr. ... von ... bis ...

Variante 4 (Teileinigung zu Beginn des Verfahrens)

· Die Höhe des nachehelichen Unterhaltsbeitrages für Y hängt vom gerichtlichen Entscheid über die elterliche Sorge ab. Die Eheleute beantragen daher dem Gericht, darüber ebenfalls zu entscheiden.

Variante 5 (Teileinigung nach Nichtbestätigung eines Ehegatten)

· Die Eheleute stellen fest, dass die Ehefrau nach Ablauf der Bedenkfrist die Vereinbarung zum nachehelichen Unterhaltsbeitrag nicht bestätigt hat. Sie beantragen dem Gericht im Sinne von Art. 112 ZGB, über diesen Punkt zu entscheiden und zur HauptverhandIung vorzuladen, an der jede Seite ihre Anträge stellen und begründen wird.

Bemessungsgrundlagen

· Siehe Ziff. 8.

Indexklausel 

· Siehe Ziff. 9.

B. Anpassungen bei Erwerbstätigkeit

Variante 1

· Erzielt Y im Durchschnitt eines Kalenderjahrs ein Fr. ... übersteigendes bzw. unterschreitendes monatliches Netto‑Erwerbseinkommen, so erhöhen bzw. reduzieren sich die Unterhaltsbeiträge gemäss Ziff. ... um den Fr. ... übersteigenden Teil.

Variante 2

· Sofern und solange Y durch regelmässige Erwerbstätigkeit ein monatliches Nettoeinkommen (inkl. Gratifikation und/oder 13. Monatslohn) oder ein Erwerbsersatzeinkommen

in der Zeit ab ... bis und mit ... von über Fr. ... und

in der Zeit von ... bis und mit ... von über Fr. ... erzielt, so reduzieren sich die Unterhaltsbeiträge gemäss Ziff. ... um die Hälfte des über den jeweiligen Einkommensgrenzwert hinaus erzielten Mehreinkommens.

Variante 3

· Sofern die Ehefrau aus zwingenden gesundheitlichen oder arbeitsmarktrechtlichen Gründen ‑ für deren Vorliegen sie die Beweislast trägt - nicht mehr das dieser Vereinbarung zu Grunde liegende monatliche Einkommen von Fr. ... (welcher Betrag der Teuerung angepasst wird) erreicht, so erhöht sich der ihr geschuldete Unterhaltsbeitrag im Umfang des wegfallenden Einkommens, maximal jedoch auf Fr. ... pro Monat, und dies ab dem Monat, in welchem sich das Einkommen der Ehefrau vermindert.

· Was die Ehefrau an Leistungen von Versicherungsinstitutionen des öffentlichen und privaten Rechts (IV, ALV, BVG) erhält, hat sie sich anrechnen zu lassen.

Ergänzungen, zu allen Varianten denkbar

· Die obigen Einkommensgrenzen werden der Teuerung angepasst.

· Y verpflichtet sich, X bis Ende Januar eines jeden Kalenderjahres, erstmals per 31. Januar die Lohnausweise, die Belege über ein allfälliges Erwerbsersatzeinkommen oder andere sachdienliche Belege über eine allfällige selbständige Erwerbstätigkeit unaufgefordert zuzustellen und ihm Einsicht in weitere massgebende Unterlagen zu gewähren.

· Auf der Basis der dannzumal vorliegenden Einkommensbelege ist die Höhe der im Vorjahr geschuldeten Unterhaltsbeiträge zu errechnen. Ergibt sich aus dieser Berechnung, dass im Vorjahr zu viel Unterhaltsbeiträge bezahlt worden sind, hat die Ehefrau den Saldo zu Gunsten des Ehemanns jeweils bis Ende Mai des laufenden Jahres zurückzuzahlen.

· Die Berechnung der für das laufende Jahr geschuldeten Unterhaltsbeiträge erfolgt ebenfalls gestützt auf die vorliegenden Einkommensbelege mit Wirkung ab Januar des laufenden Jahres. Ausgangspunkt ist das durchschnittliche Einkommen im Vorjahr.

· Die Ehefrau verpflichtet sich, unter Androhung der Rückwirkung im Unterlassungsfalle, den Eintritt eines rentenmindernden Ereignisses unaufgefordert mitzuteilen und Einsicht in die massgebenden Unterlagen zu gewähren.

C. Weitere Anpassungen

Berufliche Vorsorge

· Im vorstehenden Unterhaltsbeitrag ist ein Teilbetrag von Fr. ... enthalten, welcher der Ehefrau zur nachehelichen Äufnung einer angemessenen Altersvorsorge während derjenigen Zeit dienen soll, in der sie noch Betreuungs‑ und Erziehungsaufgaben wahrnimmt. Im Umfang von Fr. ... ist eine Herabsetzung des Unterhaltsbeitrages infolge einer erhöhten Leistungsfähigkeit des berechtigten Ehegatten ausgeschlossen, soweit das Einkommen den Betrag von Fr. ... nicht übersteigt. In diesem Umfang ist auch eine Sistierung oder Aufhebung des Unterhaltsbeitrages während eines Konkubinatsverhältnisses ausgeschlossen.

Berufliche Vorsorge/Erbanfall   

· Tritt die Ehefrau eine Erbschaft im Betrag von insgesamt über Fr. ... netto (nach Abzug sämtlicher Steuern uns Kosten) an, überweist sie dem Ehemann den Fr. ... übersteigenden Teil davon, höchstens jedoch 1/4 und zudem nicht mehr, als der Ehemann gemäss Ziff. ... hievor von seinem Altersguthaben auf die Ehefrau überträgt.

Erbanwartschaft

· Sofern die Ehefrau in den Genuss eines Erbanfalles, Erbvorbezuges, Erbauskaufs oder einer Schenkung kommt, reduzieren sich die ihr geschuldeten Unterhaltsbeiträge je anfallenden Fr. 100'000.- (wobei die ersten Fr. ... nicht gerechnet werden) um Fr. ... monatlich, und dies ab dem Monat, der dem Anfall folgt. Massgebend ist der Vermögensanfall gemäss rechtskräftiger Verfügung der zuständigen Behörden über die Festsetzung der Erbschafts‑ oder Schenkungssteuer.

· Sofern der Erbanfall mit der Nutzniessung einer Drittperson belastet ist, erfolgt die Redaktion ab dem Monat, der dem Wegfall der Nutzniessung folgt.

· Sofern Liegenschaften anfallen sollten, ist nicht auf den Steuerwert, sondern auf den effektiven Verkehrswert abzustellen, der gegebenenfalls durch eine gemeinsam in Auftrag zu gebende Verkehrswertschätzung zu eruieren ist.

D. Vereinbarung Vererblichkeit

· Die Parteien vereinbaren dass die Unterhaltsbeiträge gemäss Ziff. ... passiv vererblich sein sollen, allerdings nur, soweit im Falle des Vorversterbens des Ehemannes das Total der der Ehefrau zufliessenden Leistungen aus der 1. und 2. Säule zuzüglich allenfalls anderer, mit dem Tod des Ehemanns zusammenhängenden Versicherungsleistungen nicht die Höhe des in Ziff. ... vereinbarten Unterhaltsbeiträge erreicht.

E. Verzicht auf Abänderbarkeit

· Die Änderung der Unterhaltsbeiträge gemäss Ziff. ... hievor ist ausgeschlossen.

F. Wiederverheiratung

Variante 1

· Der Unterhaltsbeitrag gemäss vorstehender Ziff. ... entfällt im Falle der Wiederverheiratung der Ehefrau im Umfang von Fr. ... nicht.

Variante 2

· Bei Wiederverheiratung hat die Ehefrau weiterhin Anspruch auf Fr. ... vom Unterhaltsbeitrag gemäss vorstehender Ziff. 6; der Mehrbetrag entfällt.

G. Verzicht auf Unterhalt

· Die Parteien verzichten auf nachehelichen Unterhalt.

H. Übertragung Mietvertrag

Variante 1

· X ist damit einverstanden, dass Y das Mietverhältnis betreffend der früheren ehelichen Wohnung (Adresse) mit allen Rechten und Pflichten übernimmt (bzw. allein übernimmt) und unterstützt entsprechende Schritte bei der Vermieterschaft. 

Beide Parteien haben Kenntnis von Art. 121 Abs. 2 ZGB.

Variante 2

· Die Parteien ersuchen das Gericht, der Ehefrau allein die Rechte und Pflichten aus dem bis anhin auf beide Ehegatten lautenden Mietvertrag für die Dreizimmerwohnung (Adresse) zu übertragen, unter entsprechender Anweisung an die Vermieterschaft (Adresse).

I.
Sicherstellung, Anweisung, Antrag auf Splitting

Variante 1

· Die Eheleute ersuchen das Gericht, den Arbeitgeber des Ehemannes, Firma ... anzuweisen, die Unterhaltsbeiträge gemäss Ziff. 1.3. und 2. dieser Vereinbarung direkt an die Ehefrau (auf ihr Konto Nr. ... bei der Bank ... ) zu bezahlen.

Variante 2

· Der Ehemann verpflichtet sich, die Unterhaltsbeiträge gemäss Ziff. 1.3. dieser Vereinbarung durch Errichtung einer Grundpfandverschreibung auf seiner Liegenschaft in Kat. Nr. im Maximalbetrag von Fr. ... sicherzustellen. Die Kosten der Eintragung der Grundpfandverschreibung gehen zu Lasten der Ehefrau.

Variante 3

· Die Parteien werden nach Eintritt der Rechtskraft des Scheidungsurteils gemeinsam bei der zuständigen Ausgleichskasse einen Antrag auf Splitting der AHV‑Beiträge zu stellen. Sie verpflichten sich, die dafür notwendigen Unterlagen vorzulegen und die erforderlichen Willenserklärungen auf erstes Verlangen hin abzugeben.

Variante für Ehetrennung

Unterhaltsbeiträge nach Art. 118 Abs. 2 in Verbindung mit Art. 176 Abs. 1 Ziff. 1 ZGB

· ... verpflichtet sich, ... für die Dauer der Ehetrennung persönliche Unterhaltsbeiträge von Fr. ... pro Monat zu bezahlen, zahlbar monatlich im voraus jeweils auf den Ersten eines jeden Monats, erstmals ab ... / Auszug von ... aus der gemeinsamen Wohnung / Rechtskraft des Trennungsurteils.

 AUTONUM  Grundlagen der Unterhaltsregelung (Art. 143 ZGB)

Variante 1
· Dieser Vereinbarung liegen folgende finanzielle Verhältnisse der Parteien zugrunde:

· Erwerbseinkommen Gesuchsteller und Gesuchstellerin: Fr. ... netto, inkl. 13. Monatslohn, zuzüglich Kinderzulagen und Fr. ... netto, inkl. 13. Monatslohn, zuzüglich Kinderzulagen; 

· weitere Einkommen Gesuchsteller und Gesuchstellerin: Fr. ... () und Fr . ... ();

· Vermögen Gesuchsteller und Gesuchstellerin: Fr. ... und Fr. ... ();

Variante 2

· Die in obenerwähnten vereinbarten Unterhaltsbeiträge basieren auf einem Nettoeinkommen von ... (inklusive Kinderzulagen, 13. Monatslohn, Bonus und allfällige Gratifikationen) von Fr. ... und einem monatlichen Nettoeinkommen von ... von Fr. ... (inklusive Kinderzulagen, 13. Monatslohn, Bonus und allfälligen Gratifikationen) sowie auf einem Bedarf von ... von monatlich Fr. ... und einem Bedarf von ... von monatlich Fr. ...  Die Bedarfsbe​rechnung liegt als Anhang 1 dieser Vereinbarung bei und gilt als integrierender Bestandteil dieser Vereinbarung.

Variante 3

· Dieser Unterhaltsbeitrag basiert auf folgendem Einkommen der Eltern: Mutter: Fr ... Vater: Fr ... sowie auf dem aktuellen Betreuungsmodell, wonach der Vater die Kinder an zwei Wochenenden im Monat und zusätzlich an einem Tag pro Woche bei sich in ... betreut. Ausserdem verbringen die Kinder die Hälfte der Schulferien beim Vater. Der Vater kommt für die Kosten dieser Aufenthalte (Wochenenden, Wochentage, Ferien) auf.

Für die Bemessung des Unterhaltsbeitrages relevante Vermögenswerte von Kindern und Eltern liegen nicht vor.

Variante 4

· Grundlage der finanziellen Regelungen der Vereinbarung im Sinne von Art. 143 ZGB bilden die folgenden Verhältnisse:

Einkommen der Eheleute:

Monatliches Nettoerwerbseinkommen (Bruttolohn abzüglich Sozialversicherungsbeiträge) inkl. Anteil 13. Monatslohn (oder Gratifikation) und inkl. weitere Lohnbestandteile, aber exkl. Kinderzulagen

· der Ehefrau gemäss Lohnausweis 1999 



Fr. ... 

· des Ehemannes gemäss Lohnabrechnungen März bis September 2000 und Arbeitsvertrag mit der Fa. ... vom 23. Juli 1997         Fr. ...

Monatliches Erwerbsersatzeinkommen, netto

· der Ehefrau (IV‑Verfügung vom ... ) 




Fr. ... 

· des Ehemannes (ALV‑Abrechnungen Juni ‑ Dezember 1999)

 











Fr. ...

Einkommen der Ehefrau/des Ehemannes als selbständig Erwerbende(r) gemäss Jahresrechnung 1999/Rekursentscheid des Obergerichtes im Eheschutzverfahren zwischen den Eheleuten vom 31. März 2000

Fr. ...

· Vermögensertrag

‑ der Ehefrau gemäss Verrechnungsantrag 1999 

Fr. ... 

‑ des Ehemannes gemäss Abrechnung der Haus und Herd

  Grundeigentumsverwaltungs AG vom 15. Februar 2000 Fr. ...

· Vermögen

Ehefrau gemäss Steuererklärung 1999 



Fr. ...

Ehemann gemäss Aufstellung per 1. April 2000 im Anhang zu dieser

Vereinbarung  







Fr. ...

Variante 5

· Die Parteien versichern, dass sie sich gegenseitig im Rahmen der Konventionsgespräche vollständig über ihre Einkommens‑ und Vermögensverhältnisse orientiert haben und dass insbesondere sämtliche vorhandenen Vermögenswerte in die güterrechtliche Auseinandersetzung einbezogen wurden.

Sie nehmen zur Kenntnis, dass das Verheimlichen von Einkommens‑ oder Vermögensbestandteilen der andern Partei allenfalls die Möglichkeit eröffnet, die vorliegende Scheidungsvereinbarung wegen Irrtums oder Täuschung anzufechten (Art. 23 ff OR).

· Die vereinbarte Unterhaltsregelung basiert auf folgenden Bemessungsfaktoren:

· Derzeitiges jährliches Nettoeinkommen des Ehemannes von Fr. ... gemäss Lohn​ausweis des Ehemannes für das Jahr 1999 und Lohnabrechnung für den Monat ... (dieser Vereinbarung beigehefteter Annex ...).

· Derzeitiges jährliches Nettoeinkommen der Ehefrau von Fr. ... gemäss Lohnaus​weis der Ehefrau für das Jahr ... und Lohnabrechnung für den Monat ... (dieser Vereinbarung beigehefteter Annex ...).

· Die Lebenshaltungskosten der Ehefrau, die ihrem gebührenden Unterhalt entsprechen, betragen Fr. ... (gemäss dieser Aufstellung beigeheftetem Annex ...).

· Die Lebenshaltungskosten des Ehemannes, die seinem gebührenden Unterhalt entsprechen, betragen Fr. ... (gemäss dieser Aufstellung beigeheftetem Annex ...)

· Die vereinbarte Teilung der Austrittsleistungen beruht auf folgenden

Bemessungsfaktoren: 

· Austrittsleistung des Ehemannes im Zeitpunkt der Heirat von Fr. ... (gemäss angeheftetem Annex ...).

· Aktuelle Austrittsleistung des Ehemannes (gemäss angeheftetem Annex ...).

· Austrittsleistung der Ehefrau im Zeitpunkt der Heirat von Fr. ... (gemäss angeheftetem Annex ...).

· Aktuelle Austrittsleistung der Ehefrau von Fr. ... (gemäss angeheftetem Annex ...).

· Bestätigung der Vorsorgeeinrichtung, dass der Ausgleich der Differenz in der vorstehend vereinbarten Art und Form durchführbar ist (gemäss angeheftetem Annex ...).

· Die güterrechtliche Auseinandersetzung beruht auf folgenden Bemessungsfaktoren:

· Einem Vermögen des Ehemannes von Fr. ... und einer Errungenschaft von Fr ...,  die zugleich der von ihm erzielte Vorschlag sind.

· Auf einem Vermögen der Ehefrau von Fr. ... und einer Errungenschaft von Fr. ...,  die zugleich der von ihr erzielte Vorschlag sind.

 AUTONUM  Feststellung eines Fehlbetrags (Art. 129 Abs. 3 ZGB)

Variante 1

· Existenzminimum Gesuchsteller:

Grundbetrag:  

Fr. ...

Kinderzuschlag: 

Fr. ...

Wohnkosten, inkl. NK: 
Fr. ...

Strom/Gas: 


Fr. ...

Krankenkasse: 

Fr. ...

Versicherungen: 

Fr. ...

Swisscom/TV/Radio: 
Fr. ...

öV/Auto: 


Fr. ...

ausw. Verpflegung: 
Fr. ...

Steuern: 


Fr. ...

Total: 



Fr. ...

· Existenzminimum Gesuchstellerin:

Grundbetrag: 

Fr. ...

Kinderzuschlag: 

Fr. ...

Wohnkosten, inkl. NK:  Fr. ...

Strom/Gas: 


Fr. ...

Krankenkasse: 

Fr. ...

Versicherungen: 

Fr. ...

Swisscom/TV/Radio: 
Fr. ... 

öV/Auto: 


Fr. ...

ausw. Verpflegung: 
Fr. ...

Steuern: 


Fr. ...

Total: 



Fr. ...

· Zur Deckung des gebührenden Unterhalts der Gesuchstellerin fehlender Betrag (gem. Art. 129 Abs. 3 und Art. 143 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB): Fr. ...

Variante 2

· Es wird festgestellt, dass die in Ziff. ... festgesetzten Unterhaltsbeiträge den gebührenden Unterhalt von ... um Fr. ... nicht decken. ... kann innerhalb von fünf Jahren seit Rechtskraft der Scheidung die Erhöhung der in Ziff. ... genannten Unterhaltsbeiträge verlangen, wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse von ... sich entsprechend verbessert haben.

Variante 3

· Fall1: Die Eheleute gehen davon aus, dass der gebührende Unterhalt der Ehefrau bei Fr. ... liegt. Sie stellen damit im Hinblick auf Art. 129 Abs. 1 und 3 ZGB fest, dass die vereinbarte Rente diesen gebührenden Unterhalt (nicht) deckt.

Fall 2: Die Eheleute gehen von einem Notbedarf der Ehefrau zusammen mit den Kindern von Fr. ... /Monat aus und von einem Notbedarf des Ehemannes von Fr. ... / Monat. Daraus ergibt sich, dass der Ehemann nicht in der Lage ist, Unterhaltsbeiträge zu bezahlen, die den Notbedarf der Ehefrau zusammen mit deren Einkommen decken.

Variante 4

· Die Ehegatten stellen fest, dass mit dem unter Ziffer ... vereinbarten monatlichen Unterhaltsbeitrag und der derzeitigen und voraussichtlichen künftigen Erwerbsfähigkeit der Ehefrau der gebührende Unterhalt der Ehefrau nicht gedeckt werden kann, sondern dass im Zeitpunkt des Abschlusses der Scheidungsvereinbarung eine Unterdeckung von monatlich Fr. ... auf Seiten der Ehefrau verbleibt. In diesem Umfange bleibt eine nachträgliche Erhöhung des Ehegattenunterhaltes innerhalb von 5 Jahren seit Rechtskraft des Scheidungsurteils vorbehalten, rückwirkend auf den Zeitpunkt der entsprechenden Nettoeinkommenserhöhung seitens der Unterhaltspflichtigen.

 AUTONUM  Indexklausel (Art. 128 ZGB)

Variante 1
· Die Unterhaltsbeiträge gemäss Ziff. ... und Ziff. ... passen sich dem Landesindex der Konsumentenpreise des Bundesamtes für Statistik (Ausgangspunkt Basisindex per ... von ... Punkten / Basis Mai 1993 = 100 Punkte) an.

Die Anpassung der Basis-Unterhaltsbeiträge an die Indexveränderung erfolgt jeweils auf den 1. Januar eines jeden Kalenderjahres, erstmals per 1. Januar..., ausgehend vom jeweiligen Indexstand per Ende November des Vorjahres, und zwar nach folgender Formel:


Basis-Unterhaltsbeitrag x neuer Index

neuer Unterhaltsbeitrag   =
--------------------------------------------------


                   Basis Index

Weist der ... der ... nach, dass sich sein Netto-Einkommen (Ausgangswert Fr. ... gemäss...) nicht entsprechend der Indexentwicklung verändert hat, so erfolgt die Anpassung lediglich im Verhältnis der effektiven Einkommensveränderung. 

Variante 2
· Die Unterhaltsbeiträge gemäss Ziffer ... hievor und der Betrag des zur Reduktion bzw. Erhöhung berechtigten Netto‑Erwerbseinkommens gemäss Ziffer ... basieren auf dem Landesindex der Konsumentenpreise des Bundesamtes für Statistik, Stand Ende 1998 mit Punkten (Basis Mai 1993 = 100 Punkte). Sie sind jeweils auf den 1. Januar eines jeden neuen Jahres, erstmals per 1. Januar 2001, dem Stand des Indexes per Ende November des Vorjahres anzupassen. Die Anpassung erfolgt gemäss folgender Formel:

                                                       alter Unterhalts​beitrag x neuer Index

Neuer Unterhaltsbeitrag =   -----------------------------

 Basisindex

Weist die zu Unterhaltsleistungen verpflichtete Partei nach, dass sich ihr Einkommen nicht im Umfange der Teuerung erhöht hat, so erhöhen sich die persönlichen Unterhaltsbeiträge an die unterhaltsberechtigte Partei nur im Verhältnis der tatsächlich eingetretenen Einkommenserhöhung.

Variante 3

· Die Unterhaltsbeiträge gemäss den vorstehenden Ziff. ... und ... basieren auf dem Landesindex der Konsumentenpreise, Basis Mai 1993 = 100 Punkte, Stand Januar 2000 mit 104,6 Punkten und werden jährlich auf den ersten Januar an den Indexstand vom November des Vorjahres nach folgender Formel angepasst:

alter Betrag x neuer Index

neuer Betrag 

=       -------------------------------------------------

      



     


104.6

Weist der Ehemann nach, dass sich sein Einkommen nicht entsprechend der Teuerung erhöht hat, erhöhen sich die Unterhaltsbeiträge nur im Verhältnis der tatsächlich eingetretenen Einkommenserhöhung.

Variante 4

· Die vorstehenden Unterhaltsbeiträge für die Kinder und die Ehefrau sowie alle andern vor‑ und nachstehend mit dem Unterhalt von Kindern und Ehefrau in Zusammenhang stehenden Beträge beruhen auf dem Landesindex der Konsumentenpreise des Bundesamtes für Statistik, Stand  von  (Basis Mai 1993 = 100 Punkte). Sie werden jeweils auf den 1. Februar, erstmals auf den 1. Februar 20.., nach Massgabe des Indexstandes per Dezember des vorangegangenen Jahres nach folgender Formel angepasst:

    


ursprünglicher Betrag x Index per 

  Dezember des  vorangegangenen Jahres

neuer Betrag =   -----------------------------------------------------------------------------










...

Weist der Ehemann nach, dass sein Nettoerwerbseinkommen nicht oder nicht in vollem Umfange der Teuerung gefolgt ist, so ist für die Anpassung der Unterhaltsbeiträge für die Ehefrau proportional auf die tatsächliche Entwicklung seines Nettoerwerbseinkommens abzustellen.
Bemerkungen

· Für Kinderunterhaltsbeiträge: Siehe ZR 86/1987 S. 29
 AUTONUM  Konkubinatsklausel

Variante 1
· Lebt die Gesuchstellerin während mehr als ... Monaten mit einem anderen Mann zusammen, so entfällt die Pflicht zur Zahlung von Unterhaltsbeiträgen gemäss Ziff. ... hievor für die Dauer des Zusammenlebens.

Variante 2

· Lebt ... während mehr als ... Monate mit einem Mann in Wohngemeinschaft) so entfällt/reduziert sich die Pflicht zur Zahlung von Unterhaltsbeiträgen hievor für die Dauer des Zusammenlebens und lebt nach Beendigung des Zusammenlebens wieder vollumfänglich auf.

Variante 3

· Lebt die Ehefrau mit einem erwachsenen Mann in einer Wohngemeinschaft, so reduzieren sich die unter Ziff. ... ff aufgeführten Unterhaltsbeiträge nach ...‑monatiger Wohngemeinschaftsdauer um den Betrag von Fr. ... (d.h. um die Hälfte der im Bedarf der Klägerin eingesetzten Wohnkosten von Fr. ...) für die Dauer von zwei Jahren und sie entfallen nach zwei Jahren vollständig, solange die Wohngemeinschaft weiterhin andauert.

Die Unterhaltsbeiträge leben jedoch bei Beendigung der Wohngemeinschaft in der dannzumals geschuldeten Höhe wieder auf. 

Die Ehefrau verpflichtet sich, dem Ehemann bei Gefahr der Rückwirkung im Unterlassungsfalle über den Eintritt einer rentenmindernden Wohngemeinschaftsdauer zu orientieren.

· Ab dem Zeitpunkt, in dem die Ehefrau mit einem erwachsenen Mann in einer Wohngemeinschaft lebt, reduzieren sich die ihr persönlich geschuldeten Unterhaltsbeiträge um 20 % und sie reduzieren sich nach jedem weiteren Jahr des Fortbestehens der Wohngemeinschaft um weitere 20 % des ursprünglichen Unterhaltsbeitrages.

Die Unterhaltsbeiträge leben jedoch bei Beendigung der Wohngemeinschaft in der dannzumals geschuldeten Höhe wieder auf, es sei denn, die Wohngemeinschaft habe länger als 5 Jahre gedauert, in welchem Fall die Zahlungspflicht des Ehemannes endgültig erlischt.

Lebt die Ehefrau mit einem Mann in einer Wohngemeinschaft, so reduzieren sich die unter Ziff. ... aufgeführten Unterhaltsbeiträge nach ...‑monatiger Wohngemeinschaft um die Hälfte und entfallen nach ...‑monatiger Wohngemeinschaft an gänzlich, solange diese weiter andauert.

Die Unterhaltsbeiträge leben jedoch bei Beendigung der Wohngemeinschaft in der dannzumals geschuldeten Höhe wieder auf.

Die Ehefrau verpflichtet sich, den Beklagten bei Gefahr der Rückwirkung im Unterlassungsfalle über den Eintritt einer rentenmindernden Wohngemeinschaftsdauer zu orientieren.

· Lebt die Ehefrau in einem eheähnlichen Konkubinat, so reduzieren sich die unter Ziff. ... aufgeführten Unterhaltsbeiträge nach ...‑monatigem eheähnlichem Konkubinat um die Hälfte und entfallen nach ...‑monatigem eheähnlichem Konkubinat an gänzlich, solange dieses weiter andauert.

Die Unterhaltsbeiträge leben jedoch bei Beendigung des eheähnlichen Konkubinates in der dannzumals geschuldeten Höhe wieder auf.

Die Ehefrau verpflichtet sich, den Ehemann bei Gefahr der Rückwirkung im Unterlassungsfalle über den Eintritt einer rentenmindernden Konkubinatsdauer zu orientieren.
17. Wohnung (Art. 121 ZGB)
13.1. Mietwohnung
Variante 1
· Die Parteien vereinbaren, dass die Gesuchstellerin den Mietvertrag für die ... -Wohnung an der .... -Strasse in .... mit allen Rechten und Pflichten mit Wirkung ab .... alleine übernimmt. Die Parteien haben von Inhalt und Tragweite von Art. 121 Abs. 2 ZGB Kenntnis genommen.

· Der Gesuchsteller verlässt die eheliche Wohnung bis spätestens ............

Variante 2
· Die Eheleute ersuchen das Gericht, alle Rechte und Pflichten aus dem Mietvertrag vom ... mit der Vermieter ... über die bisherige Familienwohnung an der ... in ... an die Ehefrau allein zu übertragen. Dem Ehemann ist bewusst, dass er während längstens zwei Jahren solidarisch mit der Ehefrau für den Mietzins der Wohnung mithaftet, wobei er den von ihm bezahlten Mietzins mit den Unterhaltsansprüchen der Ehefrau gemäss Ziffer ... dieser Vereinbarung verrechnen kann. Der Ehefrau ist bewusst, dass dabei die Verrechnungsbeschränkung gemäss Art. 125 Ziff. 2 OR nicht zur Anwendung gelangt.

13.2. Wohnung/Haus im Eigentum eines Gesuchstellers
· Der Gesuchsteller räumt der Gesuchstellerin das folgende, in das Grundbuch einzutragende Wohnrecht ein:

Wohnrecht ohne Unterhaltspflicht

zu Lasten ....

zu Gunsten ....

Dem/der Berechtigten steht am belasteten Grundstück/an der Wohnung .... im belasteten Grundstück ein ausschliessliches, entgeltliches Wohnrecht zu. Die Kosten des Unterhalts gehen zu Lasten des belasteten Grundeigentümers.

Die Dienstbarkeit ist befristet bis ...

Obligatorische Bestimmungen:
· Die Parteien vereinbaren eine Entschädigung von monatlich Fr. ..., wobei diese Entschädigung mit den Unterhaltsbeiträgen gemäss Ziffer ... im Betrag von Fr. .... laufend verrechnet wird.

· Die Parteien beantragen dem Gericht gemeinsam, das Grundbuchamt ... sei anzuweisen, das Wohnrecht im Grundbuch als Dienstbarkeit einzutragen. Sie übernehmen die Kosten der Eintragung je zur Hälfte, unter solidarischer Haftung für die gesamten Kosten.

· Der Gesuchsteller verlässt die/das eheliche Wohnung/Einfamilienhaus bis spätestens ............

Bemerkungen:

· Diese Formulierungen sind mit dem Inspektorat für die Notariate, Grundbuch- und Konkursämter des Kantons Zürich abgesprochen worden. Soll der Liegenschaftenunterhalt vom Grundeigentümer bezahlt werden, so ist dies in der Vereinbarung ausdrücklich zu vermerken. Denn gemäss gesetzlicher Regelung (Art. 778 ZGB) hat der Berechtigte den Liegenschaftenunterhalt zu bezahlen. Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung muss eine vom Gesetz abweichend vereinbarte Lastenverteilung im Hauptbuch eingetragen werden, damit ein Erwerber der Liegenschaft ebenfalls daran gebunden ist.

Ist nicht die ganze Liegenschaft oder die ganze Stockwerkeinheit Gegenstand des Wohnrechts, so ist in der Überschrift und im Dienstbarkeitstext anzugeben, für welche Teile das Wohnrecht gilt.

Wird eine Beschränkung der Verfügungsbefugnis über die Liegenschaft im Grundbuch angemerkt (Art. 178 ZGB), so müsste das Wohnrecht nicht im Grundbuch eingetragen werden. Ein obligatorisches Wohnrecht würde genügen.

12. Berufliche Vorsorge (Art. 122-124 u. 141-142 ZGB, Art. 22 FZG) 

gemäss Art. 122 und Art. 141 Abs. 1 und 2 ZGB

Variante 1: auf das Nötige beschränkt

· Der Ehemann verpflichtet sich, aus seinem Freizügigkeitsguthaben bei der Pensionskasse ... den Betrag von Fr. .... auf das Freizügigkeitskonto/das Berufsvorsorgekonto der Ehefrau zu übertragen und die Eheleute ersuchen das Gericht, die Pensionskasse ... gestützt auf Art. 141 Abs. 2 n ZGB anzuweisen, nach Rechtskraft des Scheidungsurteils Fr. ... von seinem Konto Nr. ... bei der Pensionskasse ... auf das Konto Nr. ... bei der Pensionskasse ...  zu überweisen.

· Die Bestätigungen der Vorsorgestiftungen der Eheleute betreffend die Höhe der Guthaben und die Durchführbarkeit der getroffenen Regelung liegen im Anhang dieser Vereinbarung vor.

Variante 2: ausführlich

· Der Ehefrau steht bei der Vorsorgestiftung ihres Arbeitgebers, der Stiftung ......., per 1. Januar 2000 eine Austrittsleistung von Fr. ... zu. Die gemäss Art. 22a FZG berechnete Austrittsleistung im Zeitpunkt der Heirat betrug Fr. ... 

· Dem Ehemann steht bei der Vorsorgestiftung seines Arbeitgebers, der Stiftung ..., per 1. Januar 2000 eine Austrittsleistung von Fr. ... zu. Die gemäss Art. 22a FZG berechnete Austrittsleistung im Zeitpunkt der Heirat betrug Fr. ... 

· Die entsprechenden Bestätigungen der Vorsorgestiftung liegen im Anhang zu dieser Vereinbarung vor.

· Das Gericht wird ersucht, die Vorsorgestiftung des Ehemannes ... anzuweisen, von dessen Konto den Betrag von Fr. ... auf das Konto der Ehefrau bei der Vorsorgestiftung ... zu überweisen. Die Erklärungen der Vorsorgestiftungen, wonach diese Teilung durchführbar ist, liegen im Anhang zu dieser Vereinbarung vor.

Variante 3: nur einer der Ehegatten in Vorsorgeeinrichtung

· Dem Ehemann steht bei der Vorsorgestiftung ihres Arbeitgebers, der Stiftung ......., per 1. Januar 2000 eine Austrittsleistung von Fr. ....... zu. Die gemäss Art. 22a FZG berechnete Austrittsleistung im Zeitpunkt der Heirat betrug Fr. ........ Die entsprechende Bestätigung der Vorsorgestiftung liegt im Anhang zu dieser Vereinbarung vor.

· Die Ehefrau gehört keiner Einrichtung der beruflichen Vorsorge an.

· Das Gericht wird ersucht, die Vorsorgestiftung des Ehemannes, ........ anzuweisen, von dessen Konto den Betrag von Fr. ......... auf das neu eröffnete Freizügigkeitskonto der Ehefrau bei der Freizügigkeitsstiftung .........   /auf die Freizügigkeitspolice bei der Bank ....... zu überweisen. Die Erklärung der Vorsorgestiftung, wonach diese Teilung durchführbar ist, liegt im Anhang zu dieser Vereinbarung vor.

gemäss Art. 122 und Art. 142 ZGB

· Die Eheleute vereinbaren, dass sie ihre während der Ehe gebildeten Austrittsleistungen hälftig unter sich aufteilen. Sie ersuchen das Gericht, die Sache nach Eintritt der Rechtskraft des Scheidungsurteils dem Sozialversicherungsgericht zur Feststellung des Guthabens des einen Ehegatten gegenüber der Vorsorgestiftung des andern Ehegatten zu überweisen.

gemäss Art. 123 ZGB:

Variante 1: vollständiger Verzicht

· Der Ehemann erklärt, dass er im Hinblick auf die vor kurzem angetretene Erbschaft seiner Mutter im Wert von Fr. ..................... gemäss Erbschaftssteuerverfügung vom ........... auf seinen Anspruch an der Austrittsleistung der Ehefrau verzichtet.

Variante 2: teilweiser Verzicht

· Die Ehefrau erklärt, dass sie im Hinblick auf den grossen Altersunterschied unter den Parteien ihren Anspruch an die Austrittsleistung des Ehemannes auf einen Drittel der Differenz der beiden massgeblichen Austrittsleistungen beschränkt.  

ev. Deklaration der vorhandenen Austrittsleistungen und Nennung des zu verschiebenden Betrages wie oben oder

ev. Vorgehen nach Art. 122 in Verbindung mit Art. 142 wie oben (Ueberweisung an Sozialversicherungsgericht)

13. Güterrecht: Hausrat und Mobiliar

Variante 1

· Über die Aufteilung des Hausrates und des Mobiliars haben sich die Parteien gemäss separater Aufstellung geeinigt.

Variante 2

· Der Ehemann überlässt der Ehefrau das Mobiliar und den Hausrat der ehelichen Wohnung mit Ausnahme seiner persönlichen Effekten sowie folgender Gegenstände, welche die Ehefrau ihm auf erstes Verlangen harausgibt,  zu unbeschwertem Eigentum: ...

14. Güterrecht: Allgemeine Eigentumszuweisung gemäss bisherigen Besitzesverhältnissen
· Jede Partei erhält zu Eigentum, was sie heute besitzt, bzw. was auf ihren Namen lautet.

15. Güterrecht: Steuern

Variante 1

· Die noch offenen Staats- und Gemeindesteuern für die Zeit der gemeinsamen Veranlagung bezahlt der Ehemann/die Ehefrau. Für den Fall, dass der nicht verpflichtete Ehegatte dafür belangt werden sollte, verpflichtet er sich, dem anderen Ehegatten bezahlte Beträge innert 30 Tagen nach Geltendmachung zurückzuerstatten. 

Variante 2

· Die bis zum Eintritt der getrennten Besteuerung noch anfallenden Steuerverbindlichkeiten (ordentliche Steuern und allfällige Nachsteuern/Bund, Kanton und Gemeinde) übernehmen die Parteien im Verhältnis der je bei ihnen endgültig veranlagten Einkommen und Vermögen. Soweit einer der Ehegatten für die Bezahlung von Anteilen der Steuern in Anspruch genommen wird, die gemäss dieser Vereinbarung andere Ehegatte bezahlen musste, zahlt ihm dieser den Betrag innert 30 Tagen  nach Geltendmachung zurück.

16. Güterrecht: Ausgleichsbetrag

· Der Ehemann/die Ehefrau verpflichtet sich, dem andern Ehegatten einen Ausgleichsbetrag unter allen ehegüterrechlichen Titeln von Fr. ... zu bezahlen, zahlbar innert ... Tagen ab Rechtskraft des Scheidungsurteils.

17. Saldoklausel

· Mit Erfüllung dieser Vereinbarung erklären sich die Parteien güter‑ und eherechtlich vollständig auseinandergesetzt.

17. Gerichtskosten
20.1. bei vollständiger Einigung
· Die Gesuchsteller übernehmen die Gerichtskosten je zur Hälfte. Verlangt eine Partei eine Begründung des Urteils, so trägt sie die daraus entstehenden Mehrkosten alleine.

20.2. bei Teil-Einigung
Variante 1

· Unabhängig vom Ausgang des gerichtlichen Verfahrens übernehmen die Parteien die Gerichtskosten je zur Hälfte.

Variante 2

· Die Gesuchsteller beantragen, die Gerichtskosten dem Ausgang des Verfahrens in den strittigen Scheidungsfolgen entsprechend aufzuerlegen.

Variante 3
· Die Parteien halten unabhängig vom Ausgang der strittigen Scheidungsfolgen an der vereinbarten Kostenregelung fest.

Bemerkungen:

· Die Vereinbarung einer Kostenauflage für den Fall des Widerrufs der Konvention bis zum Ablauf der 2-Monatsfrist gemäss Art. 111 Abs. 2 ZGB ist u.E. unzulässig. Evtl. führt eine separate Klage (culpa in contrahendo/Rechtsmissbrauch) zu einer Kostentragung des widerrufenden Ehegatten.

17. Prozessentschädigung und Mediationskosten
· Die Parteien verzichten gegenseitig auf Umtriebs-/Prozessentschädigung für das gerichtliche Verfahren.

Die Parteien übernehmen die Kosten der Mediation bei ..... je zur Hälfte.

17. Mediationsklausel
· Bei Meinungsverschiedenheiten und/oder Änderungswünschen der Vereinbarung, welche wir alleine zu lösen nicht im Stande sind, werden wir uns an ..... wenden.

Bemerkungen:

· Rechtsanwalt oder Rechtsanwältin, Mediatorin oder Mediator, Jugendberatungsstelle etc.

17. Gerichtsstand
· Die Parteien vereinbaren gestützt auf Art. 135 ZGB als zuständiges Gericht für die Scheidung/für die Abänderung der Scheidung/ für die Klage auf Anweisung an die Schuldner/für die Klage auf Sicherstellung der Unterhaltsbeiträge das Bezirksgericht am Wohnsitz der Gesuchstellerin.

17. Anhang: Elternvereinbarung (Checkliste)
Elternvereinbarung

(Checkliste)
zwischen

...................................Mutter

und

...................................Vater

1. Im Bewusstsein unserer gemeinsamen Elternverantwortung für unser Kind/unsere Kinder vereinbaren wir für die Zeit der Trennung/nach der Scheidung folgende Sorgerechtsform: gemeinsame elterliche Sorge, elterliche Sorge durch die Mutter/den Vater.

2. Wir werden Vorkommnisse und Entwicklungen des Kindes/der Kinder miteinander besprechen, uns gegenseitig informieren und Konflikte gemeinsam lösen. Wir verabreden regelmässige Elterngespräche und zwar:

wöchentlich/monatlich/flexibel

telefonisch/persönlich/schriftlich/Fax/E-Mail

3. Als Wohnsitz und Hauptaufenthaltsort des Kindes/der Kinder vereinbaren wir:

Der zweite Aufenthaltsort ist: .............

4. a) Für die regelmässige Betreuung des Kindes/der Kinder einigen wir uns auf folgenden Betreuungsplan:

	Woche 1
	Montag
	Dienstag
	Mittwoch
	Donnerstag
	Freitag
	Samstag
	Sonntag

	Morgen
	
	
	
	
	
	
	

	Mittag
	
	
	
	
	
	
	

	Abend
	
	
	
	
	
	
	

	Woche 2
	
	
	
	
	
	
	

	Morgen
	
	
	
	
	
	
	

	Mittag
	
	
	
	
	
	
	

	Abend
	
	
	
	
	
	
	



Das Kind/die Kinder sind regelmässig von .................................................. bis .......................... bei .......................................................................


b) Hinsichtlich der Feiertage vereinbaren wir folgendes:


Heiligabend:

1. Weihnachtstag:

2. Weihnachtstag:

Silvester:

Neujahr:

2. Januar:

Ostern:

Pfingsten:

Geburtstage Kind/Kinder:

Geburtstage Eltern:

sonstige wichtige Tage:


c) Hinsichtlich der Ferien vereinbaren wir:


Weihnachtsferien:


Sportferien:


Frühlingsferien:


Sommerferien:


Herbstferien:


d) Für die Fälle von Verhinderung oder Krankheit der Betreuungsperson vereinbaren wir:

e) Für die Fälle von Verhinderung oder Krankheit des Kindes vereinbaren wir:

5. Hinsichtlich der (regelmässigen) Freizeitaktivitäten unseres Kindes vereinbaren wir:

6. a) Wir errichten ein gemeinsam verwaltetes Kinderkonto zur Bestreitung des Kinderunterhaltes, für einmalige Ausgaben im Betrag von Fr. ............ bis Fr. ..........., für wiederkehrende Ausgaben (Krankenkassenprämien etc.) im Betrag von Fr. ............. bis Fr. ................

Auf dieses zahlt ............................... monatlich Fr. ............................. (inkl. Kinderzulagen), ................................. monatlich Fr. ..................................... ein.

Variante:

............... verpflichtet sich, an die Kosten des Unterhalts und der Erziehung des Kindes/der Kinder monatlich im voraus jeweils auf den Ersten eines jeden Monats zahlbare Unterhaltsbeiträge (zuzüglich allfällige gesetzliche oder vertragliche Kinderzulagen) wie folgt zu bezahlen:

Fr. ... bis zum Abschluss der ersten Berufsausbildung bzw. bis zur vollen Erwerbsfähigkeit des Kindes, längstens jedoch bis........, erstmals per...................

Die Unterhaltsbeiträge gemäss Ziffer 6 lit. a basieren auf dem Landesindex der Konsumentenpreise des Bundesamtes für Statistik, Stand Ende ....... mit ........Punkten (Basis Mai 1993 = 100 Punkte). Sie sind jeweils auf den 1. Januar eines jeden neuen Jahres, erstmals per 1. Januar.........., dem Stand des Indexes per Ende November des Vorjahres anzupassen. Die Anpassung erfolgt gemäss folgender Formel:







       Basisunterhaltsbeitrag   x  neuer Index

Neuer Unterhaltsbeitrag  =      -------------------------------------------------------









Basisindex


b) Grössere Ausgaben (einmalige: > Fr. .................; wiederkehrende: > Fr. ...............) für unser Kind/unsere Kinder werden wie folgt finanziert:


c) Das Kind/die Kinder erhält/erhalten von ................................ Taschengeld in der Höhe von monatlich/wöchentlich Fr. ...........................


d) Hinsichtlich der Geschenke für das Kind/die Kinder vereinbaren wir folgendes:

7. Medizinische (inkl. zahnchirurgische) Entscheidungen für das Kind/die Kinder treffen wir wie folgt:

8. Schulische und berufliche Entscheidungen für das Kind/die Kinder treffen wir wie folgt:

9. Religiöse Entscheidungen für das Kind/die Kinder treffen wir wie folgt:

10.
Andere wichtige Entscheidungen treffen wir wie folgt:

11.
Über folgende wichtige Ereignisse (mit Reflexwirkungen auf das Kind / die Kinder) werden wir uns gegenseitig informieren:

12.
Hinsichtlich von Kontakten des Kindes/der Kinder zu Verwandten/Freunden/unseren neuen Lebenspartnern vereinbaren wir folgendes:

13.
Bei Meinungsverschiedenheiten und Änderungswünschen, welche wir alleine zu lösen nicht im Stande sind, werden wir uns an eine geeignete Fachperson (JS, VB, Mediation) wenden.

14.
Diese Elternvereinbarung gilt bis ........................................ und verlängert sich stillschweigend um ....... Jahre, sofern nicht von einem Elternteil bis spätestens 2 Monate vor deren Ablauf dem anderen Elternteil ein Abänderungsbegehren mitgeteilt wird.

................................................., den ................................................

............................................

..............................................

Mutter






Vater

Bemerkungen:
· Die Elternvereinbarung kann als zusätzliche Vereinbarung abgeschlossen werden oder zum integrierenden Bestandteil der Konvention erklärt werden (anstelle einer Regelung von Betreuung und Unterhalt). Gute Dienste kann sie auch leisten bei der Erarbeitung einer konkreten Regelung der Kinderbelange. Beispielsweise kann anhand der Besprechung der Themen der Elternvereinbarung festgestellt werden, wie es um die Kommunikationsfähigkeit und -willigkeit bzw. die Kooperationsfähigkeit und -willigkeit der Eltern steht, welche unabdingbare Voraussetzungen für die gemeinsame elterliche Sorge bilden. 

Die Elternvereinbarung soll eine dynamische Abmachung sein, welche jederzeit den neuen Verhältnissen angepasst werden kann. Sie muss auch nicht zwingend vollstreckbar sein.
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